
STUTTGARTER TRIPTYCHON

DEMOKRATIE-INITIATIVE 21

An den Landtag und die Landes-
regierung in Baden-W¿rttemberg

EINE
PETITION

F¦R DIE
ST R

KUNG
DER

VOLKS
RECHTE

2. Tafel

èEs
ist
an
der
Zeitç



Auf der 2. Tafel f¿hren die 
Begriffe zu dem Lebensge-
biet der plebiszitªren Demo-
kratie f¿r das Land Baden-
W¿rttemberg.   
Mit einer Petition kommt 
der Vorschlag ins Spiel wie 
die historisch neue Idee der 
dreistuýgen Volksgesetzge-
bung die Br¿cke bilden kann 
zwischen dem parteipolitisch 
geprªgten Parlamentarismus 
einerseits und Gesetzes-
Initiativen aus der Mitte der 
B¿rgergesellschaft anderer-
seits, um aus solchem En-
gagement dem Volkssou-
verªn jederzeit die Mºglich-
keit zu geben, an der Ge-
staltung der Politik maÇge-
bend und entscheidend mit-
zuwirken.   
Damit wird das Tor geºffnet 
zum lªngst fªlligen Schritt 
in den Lebensraum einer 
komplementªren Demokra-
tie. Sie kann die Dominanz 
der Parteien in der Legis-
lative zugunsten wirksamer 
Volkssouverªnitªt zur¿ck-
drªngen.  
Jeder m¿ndige Mensch ist 
aufgerufen, sich an dieser 
Konstitutionsaufgabe aktiv 
zu beteiligen. 
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In Memoriam 
G¿nter Gehrmann [1934 - 2006] und 
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Beide Mitarbeiter haben auf je ihre Weise 
wesentlich zur Arbeit f¿r die Ziele beigetragen,
um die es in den Zusammenhªngen geht, die 
auf den Tafeln des STUTTGARTER TRIPTYCHONS 
mitgeteilt sind. Ihr Wirken wird darin stets 
gegenwªrtig sein.
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Einleitung
1. Der Gegenstand der 2. Tafel ist die Petition èF¿r die Stªr-
kung der Volksrechte in Baden-W¿rttembergç. Sie  schlieÇt an 
das èStuttgarter Memorandumç an, das den Inhalt der 1. Ta-
fel des Triptychons bildet und dokumentiert, wie es 1974 in Ba-
den-W¿rttemberg zur verfassungsrechtlichen Normierung des 
Elementes der plebiszitªren Demokratie ï mit Volksbegehren 
zum Volksentscheid [LV Art. 59, 60,1 und 64,3] wie auch zur 
Mºglichkeit parlamentarischer Veranlassung einer Volksab-
stimmung [60,2-4 und 64,3] ï gekommen ist. Weil diese Rege-
lungen aber derart kontraproduktiv gestaltet sind, hat es in den 
¿ber dreieinhalb Jahrzehnten seither, in welchen die CDU re-
gierte, nicht eine einzige plebiszitªre Initiative gegeben.
2. Noch bevor diese Zeit 2011 abgelaufen war und ihr eine gr¿n-
rote Koalition folgte, hatte es ab den neunziger Jahren mehr-
mals Gesetzesinitiativen gegeben, um den angedeuteten ver-
fassungsrechtlichen Tatbestand zugunsten realistischerer Re-
gelungen zu verªndern.

Der AnstoÇ dazu ging 1994 von der DEMOKRATIE-INITIATIVE aus. 
In der dabei zugrunde liegenden Konzeption kam insofern eine 
historisch neue Idee auf den Tisch, als jetzt ein dreistuýger Pro-
zess vorgeschlagen wurde. Dessen erste Stufe, die Volks- oder 
B¿rgerschafts-Initiative, wendet sich aus der Gesellschaft an das 
Parlament [= auÇerparlamentarisches Gesetzesinitiativrecht]. 
Erst wenn dieses die Initiative ablehnt, kann es zum Volksbegeh-
ren und zum Volksentscheid kommen. Diese Dreistuýgkeit wurde 
inzwischen auch von all den Parteien ¿bernommen, die, wie Die 
Gr¿nen und die SPD, in den Landtagen und im Bundestag ent-
sprechende Gesetzesvorschlªge einbrachten.
AuÇer der Dreistuýgkeit gibt es aber, wie sowohl das Memo-
randum als auch die Petition zeigen, noch weitere wesentli-
che Gesichtspunkte, die f¿r das plebiszitªre Verfahren, soll es 
sich in der dann komplementªren Demokratie heilsam auswir-
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ken kºnnen, als unabdingbar gelten m¿ssen, was die erwªhn-
ten Parteien bisher jedoch noch ignorieren. Schon 1995 lehnte 
der Landtag ohne ernsthafte Beratung eine entsprechende Ein-
gabe der Demokratie-Initiative von 1994 ab; gegen Ende der 
Legislatur lieÇ man einfach alles im Sande verlaufen [s. S. 35 f 
und www.demokratie-initiative21.de/pdf/bw-doku-02-95.pdf]. 
3. Ab 1998 folgten dann seitens der SPD und der Gr¿nen aus 
der Opposition mehrere VorstºÇe, um den Grundgedanken der 
èdreistuýgen Volksgesetzgebungç durch Novellierungsvorschlª-
ge ï durchwegs nur die Quoren betreffend ï in den einschlªgigen 
Verfassungsartikeln unterzubringen. Den letzten Versuch unter-
nahm man zur Jahresmitte 2011 aus der Regierungsposition, f¿r 
die nºtige Zweidrittelmehrheit fehlten aber die Stimmen der CDU; 
sie blieb stur bei der Ablehnung [s. S. 70 ff und www.demokratie-
initiative21.de/pdf/bw-doku-07-11.pdf].
Doch sind auch die Regierungsparteien von alten Verhaltens-
mustern nicht freizusprechen; zum Beispiel verschweigen sie 
bis heute, dass der neue Weg der èdreistuýgen Volksgesetzge-
bungç nicht aus der parlamentarischen Sphªre, sondern aus der 
Arbeit der Demokratie-Initiative kam und in deren Eingaben, Pe-
titionen und Publikationen seit vielen Jahren staatsphilosophisch, 
verfassungsrechtlich, demokratie-politisch, menschenkundlich 
und zeitgeschichtlich umfassend begr¿ndet ist. Weder die SPD 
noch die Gr¿nen haben bisher auf diese Quelle hingewiesen wie 
es in jeder zivilisierten politischen Kultur Standard ist.
4. Um diese Zusammenhªnge f¿r die Leserinnen und Leser 
nachvollziehbar zu machen, haben wir einerseits begr¿nden-
de Texte und andererseits die einschlªgigen Gesetzesinitiativen 
der Parteien [ab 1998 bis zur Gegenwart, s. Zweiter Anhang] 
beigef¿gt. Die jeweils damit verbundenen Parlamentsdebatten 
sind ¿ber den angegebenen Link zugªnglich.
Wir erwarten auch jetzt eher nicht, dass unsere Petition im 
Landtag die erforderliche verfassungsªndernde Zustimmung 
bekommen wird. Wir wollen mit der Petition aber im Praxistest 



9

feststellen, ob unter den jetzt verªnderten parlamentarischen 
Mehrheitsverhªltnissen wenigstens die Koalitionsparteien der 
Eingabe zustimmen bzw. sich wenigstens ernsthaft argumenta-
tiv damit befassen werden, die Demokratie rechtlich so zu ver-
ankern, dass der Volkssouverªn seine Souverªnitªt k¿nftig f¿r 
alle politischen Lebensgebiete praktisch aus¿ben kann ï unab-
hªngig von den parteipolitischen Gegebenheiten im Landtag.
5. Gewiss sind wir, dieses Ziel erreichen zu kºnnen, wenn al-
le, die das auch f¿r ¿berfªllig halten, die Initiative, wie wir sie 
mit der Petition positionieren, in einem ersten Schritt mit ih-
rer Unterschrift unterst¿tzen [www.demokratie-initiative21.de/
petition-volksrechte] ï als Vor¿bung f¿r den darauf dann fol-
genden zweiten Schritt der Mitwirkung beim ersten baden-
w¿rttembergischen Volksbegehren èF¿r die Erweiterung 
der Volksrechteç nach dem Vorschlag wie ihn die Demokra-
tie-Initiative vorlegen wird [www.demokratie-initiative21.de/
volksbegehren-volksrechte; dieser Schritt wird vorbereitet f¿r 
die Zeit nach der Volksabstimmung ¿ber SK 2.2 wie die 3. Tafel 
des Triptychons sie thematisiert].
Da dieser Vorgang nach den jetzt noch geltenden miserablen 
Bedingungen stattýnden muss, wird das Anzustrebende nur er-
reicht werden kºnnen, wenn wir daf¿r ein þªchendeckendes 
Netzwerk im ganzen Land, d. h. in jeder Gemeinde einen Netz-
Knotenpunkt bilden. Wer daran mitwirken mºchte, den bitten 
wir, sich zu melden. Alles Weitere wird dann den Mitwirkenden 
mitgeteilt. Wir hoffen auf begeistertes Mittun [s. S. 81].

Demokratie-Initiative 21
Landesb¿ro c/o Internationales Kulturzentrum Achberg

88147 Achberg, Humboldt-Haus, Panoramastr. 30
Tel. 08380-500, Fax ï675

www.demokratie-initiative21.de 
communication@demokratie-initiative21.de 
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Demokratie-Initiative21.de
Hohbuchweg 23, 88147 Achberg, Tel. 08380-500

communication@demokratie-initiative21.de

An den Petitionsausschuss
des baden-w¿rttembergischen Landtags,
zu Hªnden seiner Mitglieder und der
Landesregierung
Haus des Landtags
Konrad-Adenauer-Str. 3, 70173 Stuttgart

Achberg, 1. August 2011
Betr.: Petition èF¿r die Stªrkung der Volksrechteç ï 2 Eingaben: 
I. Zur Novellierung der Art. 59, 60, 64,3 LV und II. Zur Novellie-
rung des Gesetzes ¿ber Volksabstimmung und Volksbegehren
Sehr geehrte Mitglieder des Landtags,
sehr geehrte Mitglieder der Landesregierung!
1.  Die Auseinandersetzungen um das unser Bundesland insge-
samt betreffende Projekt èStuttgart 21ç in seiner bisher beab-
sichtigten Gesamtplanung haben u. a. die Forderung ins Spiel 
gebracht, es mºge das Landesvolk, also der demokratische 
Souverªn selbst, mittels einer Volksabstimmung die Kontrover-
se befrieden. Diese Forderung ist inzwischen auch von der neu-
en Landesregierung ï wenn in der Sache auch mit gegensªtz-
lichen Positionen ï ¿bernommen worden. Gest¿tzt auf die Arti-
kel 59 und 60 der Landesverfassung kºnnten zwei Wege zum 
Ziel f¿hren:
¸ ein nach LV Art. 59 geregeltes Volksbegehren oder
¸ parlamentarische Entscheidungen nach LVArt. 60,2 oder 3.
Der erste Weg, ¿ber ein Volksbegehren zum Volksentscheid zu 
kommen, wurde bisher nicht eingeleitet. Der Grund f¿r diese 
Zur¿ckhaltung liegt wahrscheinlich in den f¿r eine entsprechen-
de Initiative aus der B¿rgerschaft ªuÇerst unfreundlichen Bedin-
gungen. Zugleich hat sich gezeigt, dass bisher alle parlamentari-
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schen Versuche, wenigstens einige dieser Bedingungen initiati-
venfreundlicher zu gestalten, nicht die erforderliche Mehrheit im 
Landtag erreichen konnten.
Auch die einschlªgigen Versuche der neuen Koalition haben 
noch nicht dazu gef¿hrt, dass es im Herbst diesen Jahres de-
ýnitiv ï wie auch immer ï zu einer Volksabstimmung ¿ber das 
Projekt èStuttgart 21ç unter fairen demokratischen Bedingun-
gen kommen wird.1

2.  Die Debatten, die im Landtag j¿ngst zu Gesetzesinitiativen 
der Regierungsparteien ¿ber gewisse Verbesserungen bei der 
Durchf¿hrung einer Volksabstimmung stattfanden und abermals 
durchýelen, wollen wir an dieser Stelle nicht explizit kommentie-
ren. Sie bewegten sich von allen Seiten aus unserer Sicht auf 
einem der Sache in keinem Punkt gerecht werdenden Niveau.
3. Wir wollen dagegen mit den beiden beigef¿gten Eingaben 
unsere Vorschlªge zur èStªrkung der Volksrechteç aus dem 
Wesen der Sache und in Auseinandersetzung mit der Entwick-
lungsgeschichte der Volksrechte darstellen und begr¿nden, wie 
sie 1974 mit einem Allparteienkompromiss beschlossen wurden 
und seither hierzulande verfassungsrechtlich gelten.2

4. Damit aber k¿nftig auch die Ideen und Gestaltungsvor-
schlªge aus der demokratisch engagierten B¿rgergesell-

1 Obwohl doch am Ende des èSchlichtungsç-Verfahrens zur ¦berraschung 
aller Seiten von Dr. Heiner GeiÇler unter dem Motto èFrieden f¿r Stuttgartç 
ein Vermittlungsvorschlag unterbreitet wurde, der sich bestens als Ent-
scheidungsalternative zu beiden bisherigen Positionen [S21 und K21] eig-
nen w¿rde und eigentlich ein Vorschlag der èStimme der Vernunftç ist. Wª-
ren beide Seiten klug, w¿rden sie sich darauf verstªndigen. Dann kºnnte 
im Herbst ï nolens volens unter den alten Bedingungen ï eine parlamenta-
risch ermºglichte Volksabstimmung ¿ber die drei Alternativen des Stuttgar-
ter Bahnhofsprojektes entscheiden. Das Nªhere dazu ist der Inhalt der 3. Ta-
fel des Triptychons.
2 Dieser verfassungsrechtliche Entwicklungsprozess des Elementes der ple-
biszitªren Demokratie ist ï soweit relevant bis 1974 ï im èStuttgarter Memo-
randumç [1. Tafel des Triptychons] dokumentiert.
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schaft ï wie z. B. von vornherein auch Alternativen zu Pla-
nungen wie solchen des Projektes èStuttgart 21ç ï jeder-
zeit dem politischen Prozess des Gemeinwesens vermit-
telt, ºffentlich kommuniziert und, wie es der Artikel 59 der 
Landesverfassung seiner Idee nach ja vorsieht, gegebenen-
falls auch realisiert werden kºnnen, richten wir an den Land-
tag und an die Landesregierung folgende Anliegen:
Č I. Die Bestimmungen der Landesverfassung [LV] in den 
Artikeln 59, 60 und 64,3 entsprechend dem mit Begr¿ndung 
beigef¿gten Vorschlag entweder durch parlamentarischen 
Beschluss zu novellieren oder gem. LV zur Volksabstim-
mung zu bringen.
Wenn der politische Wille besteht, die demokratischen 
Volksrechte zu respektieren und zu stªrken, wird es gelin-
gen, dieses Anliegen verfassungskonform auf den Weg zu 
bringen.
I.1  Kurze Erlªuterung: Den Vorschlag zur Neufassung der Art. 
59, 60 und 64,3 LV hatte die èDemokratie-Initiative 94ç dem 
Stªndigen Ausschuss des 11. Landtags am 6. Dezember 1994 
schon einmal vorgelegt [dort eingeg. am 19. 12. 94, s. S. 12].
Aus dem Beschlussbericht des Ausschusses vom 7. 2. 
1995 [Drucksache 11/5402, s. Anlage] geht hervor, dass 
diese Eingabe èf¿r erledigt zu erklªren seiç. So geschah es 
[Plenarprot. 11/61 vom 15. 2. 1995, s. Anlage]. Es existiert 
jedoch kein Protokoll, das dokumentieren w¿rde, dass im 
Ausschuss ¿berhaupt eine Befassung mit dem Vorschlag 
stattgefunden hatte. Auch wurde der Demokratie-Initiative 
94 nie eine abschlieÇende Antwort ¿ber den Vorgang mit-
geteilt. So ist man seinerzeit mit dem auÇerparlamentari-
schen, verfassungsrechtlich verankerten Engagement aus 
der B¿rgerschaft parlamentarisch umgesprungen.
Vielleicht dªmmert es an diesem Symptom wenigstens einigen 
der heutigen Volksvertreterinnen und Volksvertreter, warum die 
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politischen Verhªltnisse im Blick auf den Zustand der Demokra-
tie in unserem Land und bundesweit, das Verhªltnis zwischen 
den Regierenden und den Regierten, den Parlamentarismus 
generell betreffend, so deprimierend sind wie sie sind: Entwick-
lungsvorschlªge aus der B¿rgerschaft wurden vom Parlament 
oft schlicht ignoriert!
I.2 Dieses Phªnomen hat nach unserer Wahrnehmung seine 
Ursache letztlich in folgendem: Wenn z. B. auch 2010 anlªss-
lich der Feiern zum 20. Jahrestag des staatlichen Beitritts der 
DDR zur BRD wieder durchwegs von der politischen Grundord-
nung unseres Gemeinwesens als von einer èreprªsentativen 
Demokratieç geredet und geschrieben wurde, so entspricht das 
trotz stªndiger Wiederholung nicht der Wahrheit. Wir erinnern 
diesbez¿glich an das, was das Bundesverfassungsgericht in ei-
nem Urteil vom 30. Juni 2009 feststellte, als es die Grundnorm 
unserer Staatsordnung wie folgt charakterisierte:
èDas Recht der B¿rger, in Freiheit und Gleichheit durch 
Wahlen und Abstimmungen die ºffentliche Gewalt perso-
nell und sachlich zu bestimmen, ist der elementare Be-
standteil des Demokratieprinzips. Der Anspruch auf freie 
und gleiche Teilhabe an der ºffentlichen Gewalt ist in der 
W¿rde des Menschen verankert [Art. 1 Abs. 1 GG.] Er 
gehºrt zu den durch Art. 20 Abs. 1 und 2 GG in Verbin-
dung mit Art. 79 Abs. 3 GG als unverªnderbar festgeleg-
ten Grundsªtzen des deutschen Verfassungsrechts.ç [So 
a.a.O. Absatz 211]
Wem das dergestalt verfassungsrechtlich korrekt Gedachte 
nachvollziehbar ist, der wird zu der Einsicht gelangen, dass die 
BRD und auch das Land Baden-W¿rttemberg keine èreprªsen-
tativeç, sondern eine komplementªre Demokratie, also eine 
solche ist, die auf zwei Sªulen gr¿ndet: der parlamentarischen 
und der plebiszitªren. Wªhrend aber auf Bundesebene auch 
nach 60 Jahren letztere dem Souverªn noch immer nicht zu-
gªnglich ist, hat Baden-W¿rttemberg seit 1974 das plebiszitªre 
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Element zwar geregelt, doch leider so miserabel, dass es fak-
tisch nicht aktiviert werden kann ï deshalb ist es bisher ja auch 
noch nie zu einer plebiszitªren Initiative gekommen.
I.3 Je eher es zur Verwirklichung des Anliegens unserer I. Ein-
gabe kommt, desto besser f¿r den Rechtsfrieden und das de-
mokratische Leben in unserem Land. Es wird in Zukunft das 
produktive Zusammenwirken zwischen den Organen der Volks-
vertretung und der B¿rgergesellschaft durch den vorgeschla-
genen dreistuýgen plebiszitªren Prozess zum Wohl unse-
res Gemeinwesens im Sinne der Volkssouverªnitªt und Men-
schenw¿rde, wie es das Bundesverfassungsgericht wesensge-
mªÇ aufzeigt, zur Regel werden lassen. Darum erwarten wir, 
dass sich der Landtag und die Regierung dieser Intention, eine 
neue Stufe aufgeklªrter und diskursorientierter kommuni-
kativer Demokratie zu betreten, nicht verweigern werden. Sie 
ist die wirkliche Alternative zu jenen Verhªltnissen, wie sie sich 
in der letzten Zeit in Stuttgart in den Auseinandersetzungen um 
S21 ergeben haben und die jederzeit sogar verschªrft auftreten 
kºnnen, wenn wir das Problem jetzt nicht ordnungspolitisch an 
der Wurzel anpacken.
Č II. AuÇer dieser verfassungsgesetzlichen Stªrkung der 
Volksrechte mºge der Landtag eine einfachgesetzliche No-
vellierung des Gesetzes ¿ber Volksabstimmung und Volks-
begehren beschlieÇen.
Wir bitten Sie, uns ¿ber den Verlauf des Eingabe-Verfahrens zu 
informieren. F¿r Nachfragen und weitere Ausk¿nfte stehen wir 
Ihnen jederzeit gerne zur Verf¿gung. ¦ber eine Einladung zu ei-
nem Gesprªch ¿ber den Gegenstand unserer Eingabe w¿rden 
wir uns freuen im Sinne Ihrer Absicht, das Verhªltnis zwischen 
Parlament und demokratisch engagierter B¿rgergesellschaft 
kommunikativer als bisher zu gestalten.
Mit besten Gr¿Çen
Wilfried Heidt, Gerhard Meister
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Eingabe der èDemokratie-Initiative21ç an den 
Landtag Baden-W¿rttembergs

I. Teil: Gesetzentwurf [mit Begr¿ndung] f¿r die Novellie-
rung der Artikel 59, 60 und 64,3 LV Baden-W¿rttemberg 

[in der Fassung vom 16.5.1974]

I.
Neue Fassung 
[ nderungsvorschlag Demokratie-Initiative21]

Art. 59 - Initiativrecht, Gesetzes-
beschl¿sse
[1]  Gesetzesvorlagen werden von 
Volksinitiativen, von Abgeordneten 
oder von der Regierung einge-
bracht. Die Gesetze werden durch 
Volksentscheid oder vom Landtag 
beschlossen.
[2] Eine Volksinitiative ist zustande 
gekommen, wenn 10.000 Stimm-
berechtigte dem Landtag einen 
mit Begr¿ndung versehenen Ge-
setzentwurf, der sich auf alle 
Gebiete der Gesetzgebung des 
Landes beziehen kann, vorlegen. 
¦ber die verfassungsrechtliche Zu-
lªssigkeit entscheidet im Zweifels-
fall der Staatsgerichtshof.

[3]  Zulªssige Volksinitiativen wer-
den vom Innenministerium unver-
z¿glich dem Landtag zugeleitet. 
Dieser beschlieÇt binnen sechs 
Monaten. Vertreter/innen der 
Volksinitiative kºnnen im Landtag 
bzw. seinen Aussch¿ssen gehºrt 
werden.
[4]  Das Nªhere regelt das Ge-
setz ¿ber Volksinitiativen.

Alte Fassung 
[derzeit geltendes Gesetz]

Art 59 - Initiativrecht, Gesetzes-
beschl¿sse
[1] Gesetzesvorlagen werden von 
der Regierung, von Abgeordneten 
oder vom Volk durch Volksbegeh-
ren eingebracht.
[2] Dem Volksbegehren muss ein 
ausgearbeiteter und mit Gr¿n-
den versehener Gesetzentwurf 
zugrunde liegen. Das Volksbe-
gehren ist zustande gekommen, 
wenn es von mindestens einem 
Sechstel der Wahlberechtigten 
gestellt wird. Das Volksbegeh-
ren ist von der Regierung mit ih-
rer Stellungnahme unverz¿glich 
dem Landtag zu unterbreiten.
[3] Die Gesetze werden vom 
Landtag oder durch Volksab-
stimmung beschlossen.
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Art 60 - Volksabstimmung

[1] Eine durch Volksbegehren 
eingebrachte Gesetzesvorlage ist 
zur Volksabstimmung zu brin-
gen, wenn der Landtag der Ge-
setzesvorlage nicht unverªndert 
zustimmt. In diesem Fall kann 
der Landtag dem Volk einen ei-
genen Gesetzentwurf zur Ent-
scheidung mitvorlegen.
[2]  Die Regierung kann ein vom 
Landtag beschlossenes Gesetz 
vor seiner Verk¿ndung zur Volks-
abstimmung bringen, wenn ein 
Drittel der Mitglieder des Land-
tages es beantragt. Die ange-
ordnete Volksabstimmung unter-
bleibt, wenn der Landtag mit Zwei-
drittelmehrheit das Gesetz er-
neut beschlieÇt.
[3]  Wenn ein Drittel der Mitglie-
der des Landtags es beantragt, 
kann die Regierung eine von ihr 
eingebrachte, aber vom Landtag 
abgelehnte Gesetzesvorlage zur 
Volksabstimmung bringen.
[4]  Der Antrag nach Absatz 2 und 
Absatz 3 ist innerhalb von zwei 
Wochen nach der Schlussab-
stimmung zu stellen. Die Regie-
rung hat sich innerhalb von zehn 
Tagen nach Eingang des An-
trags zu entscheiden, ob sie die 
Volksabstimmung anordnen will.
[5] Bei der Volksabstimmung ent-
scheidet die Mehrheit der abge-

Art. 60 - Volksbegehren, 
Volksentscheid
[1]  Stimmt der Landtag dem Ge-
setzentwurf einer Volksinitiative 
nicht zu, kann diese f¿r ihr Anlie-
gen ein Volksbegehren zum 
Volksentscheid einleiten. Sie hat 
das Recht, zuvor ihr Begehren 
durch das Innenministerium auf 
die verfassungsrechtliche Zulªs-
sigkeit pr¿fen zu lassen.
[2]  Ein Volksentscheid ýndet statt, 
wenn 200.000 Stimmberechtigte 
ein Volksbegehren durch ihre Un-
terschrift unterst¿tzen. Die Un-
terschriftensammlung wird von 
den Trªgern des Volksbegehrens 
selbst organisiert. Zusªtzlich sind 
die Gemeinden verpþichtet, die 
Eintragungslisten f¿r die Dauer 
der Eintragungsfrist, die maximal 
ein Jahr betrªgt, in den Rathªu-
sern aufzulegen. Gibt es zu ei-
ner bestimmten Sachfrage meh-
rere Vorlagen, welche die erfor-
derliche Unterst¿tzung gefunden 
haben, wird dar¿ber gleichzeitig 
abgestimmt.
[3]  Erfolgreichen Volksbegehren 
werden die entstandenen Kosten 
bis zu einer Hºhe von ú 200.000,- 
aus ºffentlichen Mitteln erstattet.
[4] Die zum Volksentscheid kom-
menden Volksbegehren wer-
den mit ihrer Begr¿ndung allen 
Stimmberechtigten zur Verf¿-
gung gestellt; sie liegen bei den 
Gemeindeªmtern aus.
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gebenen g¿ltigen Stimmen. Das 
Gesetz ist beschlossen, wenn 
mindestens ein Drittel der Stimm-
berechtigten zustimmt
[6] ¦ber Abgabengesetze, Besol-
dungsgesetze und das Staats-
haushaltsgesetz findet keine 
Volksabstimmung statt.

[5] Einen Monat nach dem erfolg-
reichen Abschluss eines Volks-
begehrens beginnt f¿r mindes-
tens ein Vierteljahr in den Mas-
senmedien die freie und gleich-
berechtigte Information ¿ber das 
Pro und Contra eines Begehrens. 
Die Begehren vertreten sich da-
bei selbst. Ein Kuratorium garan-
tiert die Einhaltung dieser Bestim-
mung und regelt mit den Vertre-
tern der Medien beziehungsweise 
der Volksbegehren die jeweils 
konkrete Durchf¿hrung.
[6] Bei der Volksabstimmung ent-
scheidet die Mehrheit der abge-
gebenen g¿ltigen Stimmen. 
[7] Das Nªhere regelt das Gesetz 
¿ber Volksbegehren und Volks-
entscheid.

II.
Das èGesetz ¿ber Volksabstimmung und Volksbegehrenç, die èVer-
ordnung zur Durchf¿hrung des Volksabstimmungsgesetzesç sowie 
das èLandesmediengesetzç sind entsprechend zu novellieren.

Art 64 Abs. 3 - Verfassungsªn-
derung 
[3] Die Verfassung kann durch 
Volksabstimmung geªndert wer-
den, wenn mehr als die Hªlf-
te der Mitglieder des Landtags 
dies beantragt hat. Sie kann fer-
ner durch eine Volksabstimmung 
nach Art. 60 Abs. 1 geªndert wer-
den. Das verfassungsªndernde 
Gesetz ist beschlossen, wenn 
die Mehrheit der Stimmberech-
tigten zustimmt.

Art 64 Abs. 3 - Verfassungsªn-
derung
[3] F¿r eine Verfassungsªnde-
rung auf dem Weg des Volksent-
scheids gelten die Bestimmun-
gen des Artikels 60 dieser Ver-
fassung.
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Begr¿ndung des Gesetzentwurfes f¿r die Neugestal-
tung der Artikel 59, 60 und 64/3 der Landesverfassung 

von Baden-W¿rttemberg

1. Charakter der bisherigen Regelung
1.1 Nach der bisherigen Regelung [Art. 60 Abs. 2 und 3] kann ei-
ne Volksabstimmung nicht nur auf dem auÇerparlamentarischen 
Weg durch ein Volksbegehren, sondern auch durch die Regie-
rung veranlasst werden, wenn mindestens ein Drittel der Mit-
glieder des Landtags es beantragt. Darin liegt die Gefahr, dass 
man ï je nach Opportunitªt ï parteipolitische Interessen auch 
noch ¿ber die plebiszitªre Schiene transportiert. Diesen mºgli-
chen ¦bergriff des reprªsentativ-demokratischen Elementes in 
die Sphªre des direkt-demokratischen soll es k¿nftig nicht mehr 
geben.
1.2 So realistisch gedacht es ist, dass 10.000 Stimmberechtig-
te aufgrund eines mit Begr¿ndung versehenen Gesetzentwur-
fes ein Volksbegehren beantragen kºnnen, so unrealistisch ist 
es, f¿r den Erfolg des Volksbegehrens zu verlangen, dass sich 
ein Sechstel aller Stimmberechtigten des Landes ï das sind ca. 
1,2 Millionen ï innerhalb von nur zwei Wochen in nur in den 
Gemeindeªmtern auþiegenden Listen [also unter den Augen 
der Gemeindebehºrden] eintragen m¿ssen [Art. 59 Abs. 2 in 
Verbindung mit Volksabstimmungsgesetz Ä 25,1 und Ä 28,1].
Nimmt man hinzu, dass nicht nur die Kosten des Zulas-
sungsantrags, sondern auch diejenigen der Eintragungslisten 
und ihrer Versendung an die Gemeinden den Antragstellern 
zur Last fallen [Volksabstimmungsgesetz Ä 39,1] ï wªhrend die 
Parteien wie selbstverstªndlich stattliche Wahlkampfkostener-
stattungen kassieren ï ist klar, dass keine B¿rgerinitiative je im 
Stande sein wird, derartige Hindernisse zu ¿berwinden.
1.3 Jeder weiÇ, dass die Massenmedien lªngst den entschei-
denden Einþuss auf die politische Urteilsbildung der ¥ffentlich-
keit aus¿ben. Die bisherigen Regelungen lassen diese Tatsa-
che vºllig auÇer acht. So kºnnten die Medien entweder durch 
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Verschweigen von Initiativen oder durch einseitige Berichter-
stattung ï sei es pro oder contra ï jederzeit einen durchschla-
genden, undemokratischen Einþuss auf einen Volksentscheid 
aus¿ben. Hier bedarf es entsprechender gesetzlicher Regelun-
gen zur Sicherung gleichberechtigter Informationschancen ins-
besondere in der Zeit zwischen einem erfolgreich abgeschlos-
senen Volksbegehren und dem Volksentscheid.
1.4 Es ist undemokratisch, den Erfolg der Abstimmung an ei-
ne Mindestzustimmungszahl zu binden [Art. 60 Abs. 5]. Eben-
sowenig wie wir sagen, eine Wahl ist nur g¿ltig, wenn sich min-
destens soundsoviel Prozent der Wahlberechtigten beteili-
gen, ebensowenig soll die Volksabstimmung unter einem sol-
chen Zwang stehen. Wir leben in einer freiheitlichen Demokra-
tie, in der jeder m¿ndige Mensch sich aktiv an der Gestaltung 
des ºffentlichen Lebens beteiligen, sich dem aber auch enthal-
ten kºnnen soll ï frei, wie er es will.

2. Charakter der Neugestaltung
Mit der Neugestaltung der entsprechenden Verfassungsartikel 
wollen wir erreichen, dass es k¿nftig keine un¿berwindbaren 
Schranken mehr gibt, das auÇerparlamentarische Gesetzes-
initiativrecht auszu¿ben. Zum Volksentscheid soll es dann nur 
noch aus diesem Recht kommen, nicht mehr aufgrund eines 
Parlamentsbeschlusses. Wir gehen in unserem Entwurf von 
einem dreistuýgen Prozess aus: Initiative ï Begehren ï Ent-
scheid. Jede Stufe ist dabei dem jeweiligen Schritt entspre-
chend speziýsch geregelt.
2.1 Durch die Initiative wird ein mit Begr¿ndung versehener Ge-
setzentwurf zur parlamentarischen Beratung und Entscheidung 
an den Landtag gerichtet. Daf¿r sind ï wie bisher f¿r die Bean-
tragung eines Volksbegehrens ï zehntausend Unterschriften 
von Stimmberechtigten erforderlich. Ist dieses Ziel erreicht, wird 
die Gesetzesinitiative im Landtag geschªftsordnungsmªÇig wie 
eine Initiative aus dem Landtag selbst behandelt. Das ist gegen-
¿ber dem Petitionsrecht eine neue Qualitªt. Stimmt der Land-
tag dem Anliegen unverªndert zu, ist der ProzeÇ abgeschlos-
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sen, das Gesetz ist verabschiedet und tritt in Kraft; bei Ableh-
nung kann der Weg weitergehen.
2.2 Wenn die Initiative es will, kann sie die zweite Stufe, das 
Volksbegehren, einleiten. In der Neufassung verlangen wir, 
dass f¿r den Erfolg dieses Schrittes, durch welchen die Volks-
abstimmung angestrebt wird, mindestens 200 000 Stimmbe-
rechtigte ï also das Zwanzigfache der ersten Stufe ï durch ih-
re Unterschrift dem Begehren beitreten m¿ssen. Wir greifen da-
mit jenen Vorschlag auf, den die CDU-Fraktion in der Verfas-
sunggebenden Landesversammlung schon 1952/53 einbrach-
te, damals aber keine Mehrheit fand. Wir halten diese Regelung 
f¿r realistisch. Neu ist auch der Vorschlag, die Unterschriften-
sammlung frei durch die Initiative durchzuf¿hren [Art. 60 Abs. 
2]. Nat¿rlich muss auch in diesem Fall die Stimmberechtigung 
jedes Unterzeichneten ï wie schon bei der ersten Stufe ï von 
der zustªndigen Behºrde bescheinigt werden.
2.3 Erreicht das Volksbegehren sein Ziel, kommt es zum Volks-
entscheid. Hier entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen [auch im Fall eines auf Verfassungsªnderung gerich-
teten Entscheids; Art. 64 Abs. 3].
2.4 Ganz wichtig ist, dass zwischen dem erfolgreich abge-
schlossenen Begehren und dem Entscheid eine nicht zu kurze 
Zeit der ºffentlichen Information und Diskussion ¿ber das Pro 
und Contra der Abstimmungssache garantiert ist. Hier, so mei-
nen wir, m¿ssen die Massenmedien zur Berichterstattung nach 
dem Prinzip der gleichberechtigten Publikation der Argumente 
f¿r und wider durch das Gesetz demokratisch verpþichtet sein 
[Art. 60 Abs. 5].
2.5 SchlieÇlich sind wir der Ansicht, dass es angemessen ist, 
wenn erfolgreiche Begehren bis zu einer bestimmten Hºhe [wie 
den Parteien f¿r ihren Wahlkampf] die Kosten erstattet werden 
[Art. 60 Abs. 3]. Wir sind ¿berzeugt, dass durch diese Regelun-
gen die demokratischen Prinzipien in einer b¿rgernahen und 
Initiativen ermutigenden Weise Anwendung ýnden und zur 
Entwicklung einer lebendigen politischen Kultur in unserem Lan-
de beitragen werden.
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Eingabe der èDemokratie-Initiative21ç an den 
Landtag Baden-W¿rttembergs

II. Teil: Vorschlag zur Novellierung des Gesetzes 
¿ber Volksabstimmung und Volksbegehren 

[in der Fassung vom 23. Februar 1984]
Wir schlagen zur Verbesserung des Gesetzes vor, Folgendes 
zu beschlieÇen:
Ä 25. Antrag auf Zulassung des Volksbegehrens.
Abs. 1 soll k¿nftig lauten:
Volksbegehren bed¿rfen der Zulassung durch das Innenminis-
terium. Sie werden durch Auþegung von Eintragungslisten in al-
len Gemeinden durchgef¿hrt. AuÇerdem kºnnen die Trªger der 
Volksbegehren Eintragungen auf den Listen auch in eigener 
Regie sammeln.
Abs. 2 Satz 2 und 3 kann wegfallen.
Ä 28. ¥ffentliche Bekanntmachung der Zulassung.
Abs. 1 soll k¿nftig lauten:
[a] Wird dem Antrag entsprochen, so macht das Innenminis-
terium die Zulassung des Volksbegehrens im Staatsanzeiger 
f¿r Baden-W¿rttemberg ºffentlich bekannt. Diese Bekanntma-
chung hat auch in allen Tageszeitungen des Landes als Anzei-
ge zu erscheinen.
[b] Das Innenministerium sorgt zugleich daf¿r, dass die Eintra-
gungslisten gem. Ä 25 Satz 2 aufgelegt und den Trªgern der 
Volksbegehren zur Verf¿gung gestellt werden.
[c] AuÇerdem gibt das Innenministerium die Frist bekannt, in-
nerhalb der das Volksbegehren durch Eintragung in die Listen 
unterst¿tzt werden kann. Die Eintragungsfrist darf fr¿hestens 
vier, hºchstens sechs Wochen nach der ºffentlichen Bekannt-
machung beginnen und soll in der Regel 80 Tage dauern.
Abs. 2 Satz 1 soll k¿nftig lauten: 
Das Innenministerium unterrichtet die Gemeinden.
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Ä 30. Eintragungslisten.
Abs. 2 soll k¿nftig lauten:
Die Eintragungslisten sind den Gemeinden vom Innenministe-
rium zur Verf¿gung zu stellen.
Ä 32. Aus¿bung des Eintragungsrechts.
Abs. 1 soll k¿nftig lauten:
Das Eintragungsrecht wird auf den Eintragungslisten ausge-
¿bt. Diese liegen in den Gemeinden aus oder werden von den 
Trªgern der Volksbegehren im frei organisierten Sammeln der 
Eintragungen administriert. Alle Eintragungen sind von den 
Gemeinden auf die Stimmberechtigung der Eingetragenen hin 
zu pr¿fen.
Ä 39. Kosten des Volksbegehrens.
Abs. 1 soll k¿nftig lauten:
Die Kosten des Zulassungsantrags fallen den Antragstellern zur 
Last, alle Kosten der Durchf¿hrung des zugelassenen Volks-
begehrens im Eintragungsverfahren zu Lasten des Landes.

F¿r die Demokratie-Initiative 21, 
Initiativkreis Baden-W¿rttemberg
Friederike Ewert, Jºrg Ewert, Peter Frank, Wilfried Heidt, 
Wilfried H¿þer, Ines Kanka, Martin Koch, Bernhard H. Mayer, 
Gerhard Meister, Sabine M¿nzebrock, Elfriede Nehls, Uwe 
Scheibelhut, Roland Schell, Rolf Schiek, Peter Schlefsky, 
Gerhard Schuster, Loes Swart, Hermann Willanzheimer, Tassilo 
Seidl-Zellbrugg, Stefan Vey, Susanne Volland, Carmen Ziegler

Achberg, 1. August 2011
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Urbildliche Betrachtung des Prozesses der 
dreistufigen Volksgesetzgebung in sozial- 

und menschenkundlicher Beleuchtung.
Eine philosophische Grundlegung der 

plebiszitªren Demokratie 

Es mag zum Abschluss dieser Eingaben n¿tzlich erscheinen, 
sich mit Blick auf das Ganze des Vorgebrachten von dem Ver-
gleich zwischen der alten und neuen Fassung der drei einschlª-
gigen Artikel der baden-w¿rttembergischen Landesverfassung 
und den konkreten Regelungen wieder zu lºsen und das Den-
ken auf dasjenige zu lenken, was das Plebiszit als dreistuý-
ger sozialer Prozess seinem Wesen nach ist. Denn je mehr 
die Klarheit der Idee im Bewusstsein lebt, desto einleuchtender 
wird auch das erscheinen, was mit dieser Initiative an konkreten 
Gestaltungen des Rechts erstrebt werden will.
Der Gesetzentwurf kann f¿r sich in Anspruch nehmen, auf die 
zahlreichen Einwªnde gegen das Instrument des Volksent-
scheids R¿cksicht genommen und alle in Frage kommenden 
bedenklichen Elemente aus seinem Konzept eliminiert zu ha-
ben. Dies soll an den Wesenselementen des plebiszitªren Pro-
zesses aufgezeigt werden.
1. Aus der Natur der Sache ï das hatte schon Rousseau er-
kannt ï kann sich das Abstimmungsrecht f¿r den Gesamtbe-
reich der èStaatsgewaltç nur auf den Aspekt der Gesetzgebung 
beziehen. Die Gesetzgebung ist dasjenige Element im Staats-
begriff, das unter der Voraussetzung des Demokratischen das 
von der Gesamtb¿rgerschaft zu Gestaltende ist. Denn darum 
geht es beim Wesen der Demokratie, dass die erwachsenen 
Menschen als Gleiche unter Gleichen ihre gegenseitigen Rech-
te und Pþichten so bestimmen, wie sie es aus dem Empýnden 
und Bewusstsein der W¿rde des Menschen f¿reinander als an-
gemessen halten.
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Und dabei wird es sich im wesentlichen immer darum handeln, 
durch Volksabstimmungen die Richtlinien, d.h. die grundlegen-
den Gesetzgebungsziele zu klªren, an denen sich die gesell-
schaftlichen Verhªltnisse in ihrer Entwicklung zu orientieren ha-
ben. Diese Richtlinienkompetenz steckt insofern auch den Rah-
men ab, innerhalb dessen sich dann die Arbeit des parlamen-
tarischen Gesetzgebers vollzieht. Sie bringt die demokratische 
Sicherheit und Legitimation f¿r die parlamentarischen Organe 
sowohl der Legislative wie der Exekutive. Nat¿rlich kºnnen die 
Aufgaben der Exekutive ï der Regierung wie der Verwaltung ï 
nicht vom èVolkç selbst ergriffen werden, denn dazu ist immer 
ein ganz bestimmter Sachverstand, Facht¿chtigkeit, Erfahrung 
in organisatorischen und sonstigen Dingen usw. usf. nºtig, um 
das befªhigt umzusetzen, was sich aus den Richtungsentschei-
dungen des Souverªns ergibt.
Desgleichen kann sich das Abstimmungsrecht nat¿rlich auch 
nicht auf die Tªtigkeit der Justiz beziehen. Geht es doch gera-
de hier darum, dass ein je individueller GesetzesverstoÇ aus 
der mºglichst genauen Einsicht in die Umstªnde des bestimm-
ten Falles gepr¿ft und aufgrund dieser Erkenntnis dann èim Na-
men des Volkesç [d. h. auf der Grundlage des vom Volke demo-
kratisch legitimierten Gesetzes und Rechts, an das èdie vollzie-
hende Gewalt und die Rechtssprechung gebundenç sind (Art. 
20 Abs. 3 GG)] ein Urteil gesprochen wird. Niemals kann das 
Volk selbst ein solches Urteil fªllen wollen.
Wenn also die Landesverfassung [zusammen mit dem Grund-
gesetz] sagt, dass das Volk die Staatsgewalt aus¿bt in Wahlen 
und Abstimmungen, dann heiÇt das f¿r das Abstimmungsrecht: 
Volksentscheide ¿ber Anliegen der Gesetzgebung.
2. Der Entwurf sieht einen vºllig auf sich selbst gestellten, von 
den Organen der reprªsentativen Ebene unabhªngigen ï al-
so autonomen ï plebiszitªren Prozess vor, der an keiner Stel-
le die gewªhlten reprªsentativen Organschaften bedrªngen 
oder auf sonstige Weise beeintrªchtigen, vor allem jedoch die-
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se nicht in ihrer Legitimation untergraben kann. Beide Ebenen 
entfalten ihre Tªtigkeit in eigener Verantwortung. Der Entwurf 
sieht also auch nicht ein Hin und Her der Verantwortung zwi-
schen Volk und Volksvertretung vor, wie das der Fall ist bei der 
Referendums-Demokratie [Schweiz, Dªnemark, Spanien u.a.] 
oder beim Institut der Volksbefragung [¥sterreich u.a.] und wie 
es auch in die bisherige Fassung des Artikels 60 Abs. 2 und 3 
der Landesverfassung f¿r Baden-W¿rttemberg hineinspielt.
Das Gegenteil ist vielmehr der Fall. Indem ï wie im Gesetz-
entwurf vorgesehen ï ein plebiszitªrer Willensbildungsprozess 
ausschlieÇlich von der Basis der Gesellschaft ausgehen darf, 
nicht aber von staatlichen Organen [Regierung oder Landtag], 
ist gewªhrleistet, dass dieses Verfahren frei bleibt von dem 
ansonsten ¿blichen agonalen Wechselspiel zwischen Regie-
rung und Opposition. Dadurch wird der Volksentscheid nicht in 
den Kampf um die Exekutive hineingezogen, sondern entfal-
tet sich unabhªngig von der parlamentarischen Aktualitªt und 
ist so wirklich in der Lage, der augenblicklich regierenden Par-
lamentsmehrheit [bzw. der Regierung] eine inhaltliche Richt-
schnur zu geben. Es wird dadurch ein St¿ck von der vielfach 
betriebenen, unverbindlichen Demoskopie in eine verbindliche 
und transparente Demokratie umgewandelt. Ein Votum, inhalt-
lich von Fall zu Fall gegen die Regierungsmeinung gerichtet, ist 
nicht gleichbedeutend mit einem Misstrauensvotum.
2.1 Oft wird die Frage gestellt, ob nicht die Reprªsentanten [Re-
gierung, Parlamentsfraktionen u. a.] eine Art Privileg haben soll-
ten bez¿glich der èAnrufung des Volkswillensç, also ein beson-
deres Vorrecht bez¿glich der Initiierung eines Volksentscheids 
[so lagen die Dinge ¿brigens vor 1974 in der Landesverfassung 
BW]. Man kann diese Frage eindeutig verneinen, da hier zu je-
der Zeit opportunistische, eben an der Machterlangung orien-
tierte Motive den plebiszitªren Prozess nicht nur beeinþussen, 
sondern ihn sogar prªgen m¿ssten. Durch diese Vorkehrung 
ist nicht allein eine demagogische Ausnutzung des Plebiszits 



27

selbst, sondern auch eine weitere Demagogisierung des reprª-
sentativen Systems unterbunden.
2.2 Dabei ist ja keineswegs ausgeschlossen, dass die im politi-
schen Alltag Tªtigen, durch Sachkenntnis besonders Ausge-
zeichneten, ihre Ideen in Form von Initiativen auch auf der 
plebiszitªren Ebene einbringen. Es wird von ihnen lediglich 
erwartet, dass sie dabei ins èegalitªre Glied der Gesamtb¿rger-
schaftç zur¿cktreten.
2.3 Die Demokratie als soziale Verhaltensregel kommt erst in 
dieser Komponente voll zum Vorschein. Sie besteht immer da-
rin, dass alle, insbesondere die faktisch Sachkundigen ihre 
Anregungen als Vorschlªge einbringen kºnnen, das Bestim-
mungsrecht aber der Gesamtheit, also den von einer Verpþich-
tung Betroffenen ¿berlassen wird.
2.4 Wªhrend das reprªsentative Prinzip auf der Berufung von 
Vertretern beruht, also allein und f¿r sich genommen grundsªtz-
lich die Fremdbestimmung entweder zulªsst oder gar institutio-
nalisiert, bringt erst die plebiszitªre Grundregel die Demokratie 
auf den Boden des Selbstbestimmungsrechts.
3. Ein solchermaÇen verfasster plebiszitªrer Willensbildungspro-
zess kann sich nur in den drei Stufen Initiative ï Begehren ï Ent-
scheid entfalten. Ein solches egalitªr verfasstes und auf seine 
innere Wahrheit zur¿ckgef¿hrtes èPlebiszitç ist in sich selbst ei-
ne so vollstªndige und vollkommene Selbstkontrolle des Volks-
willens, dass jedes zusªtzliche Element der Begrenzung oder 
Einschrªnkung ungerechtfertigt ist. Die Frage der Quoren [= 
Zahl der notwendigen Unterschriften f¿r Gesetzesinitiativen ei-
nerseits, Volksbegehren andererseits] muss daher so gestaltet 
sein, dass eher eine Ermutigung davon ausgeht als eine Ein-
sch¿chterung. Eine solche Verfahrensregelung auf der Hºhe 
der Zeit bedeutet:
a) Jede Initiative muss den langen Weg vom einzelnen B¿rger 
bis zur Mehrheitsbildung durchmachen. Dadurch ist gesichert, 
dass nur Anliegen von gesellschaftlicher Tragweite zum Zuge 
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kommen, sowie nur solche, denen die Allgemeinheit eine be-
rechtigte Bedeutung beimisst. Die hªuýg gehºrte Ansicht, der 
Volksentscheid m¿sse auf den Ausnahmefall beschrªnkt blei-
ben, ist ein unlauteres Ansinnen. Ob er Ausnahme bleibt, darf 
allein davon abhªngen, inwieweit die Arbeit der Volksvertretung 
das Eingreifen der Gesamtb¿rgerschaft er¿brigt.
b) Auch das anstehende Sachgebiet, die sachliche Einschrªn-
kung, wird dadurch nicht von auÇen, sondern [endogen] von 
der B¿rgerschaft selbst bestimmt. Die [qualitative] Dringlichkeit 
eines Anliegens manifestiert sich hier in der anschwellenden 
Quantitªt der Beitritte, die sich in der Unterschriftenzahl aus-
dr¿cken. Ein Volk wªre als Rechtsgemeinschaft nicht frei, wenn 
es nicht, jederzeit auf den freien Konsens des Gemeinwesens 
bauend, alle Fragen, die ihm dringend erscheinen, miteinander 
und f¿reinander verbindlich vereinbaren kºnnte.
Dass die Gesamtb¿rgerschaft [Volk, Basis] in der neueren 
Menschheitsgeschichte als uneingeschrªnkte letzte Entschei-
dungsinstanz [Souverªn] ¿berhaupt auf den Plan treten kann, 
hat seinen Grund darin, dass eine Gesamtheit von Menschen 
zwar in Bezug auf die Wahrheitsfragen wohl noch immer irren 
kºnnte, nicht aber ihr Gemeinwohlziel verfehlen kann, d. h. aus 
ihrem Rechtsempýnden heraus am besten weiÇ, welche Rege-
lungen dem sozialen Organismus bekommen. Das setzt aller-
dings voraus, dass man die B¿rgerschaft nicht statisch betrach-
tet, sondern als ein dynamisches Wechselverhªltnis zwischen 
dem lndividualpol aller Einzelnen und dem Ganzen als dem So-
zialpol und dass ein èOrganonç daf¿r vorhanden ist, ein Or-
ganisationsgesetz, das die Vermittlung der Einzelnen mit dem 
Ganzen bewerkstelligt [Abstimmungsgesetz]. Ohne ein solches 
ist der soziale Organismus nicht artikulationsfªhig, also auch 
nicht handlungs-, ja nicht einmal rechtsfªhig im Sinn einer sich 
selbst bestimmenden Rechtsgemeinschaft.
Die Gesamtb¿rgerschaft ist also nicht f¿r [einzelne] Wahrheits- 
oder z. B. auch Technologiefragen zustªndig und will es auch 
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nicht sein, wohl aber f¿r die oft dahinter versteckte Frage der 
sozialen [mitmenschlichen] Vernunft; sie kann und will also im-
mer nur von diesem Blickwinkel aus regulieren ï oder sie un-
terlªsst es, von sich aus zu regulieren. Aus diesem Grund kann 
die moderne Volkssouverªnitªtslehre der Gesamtb¿rgerschaft 
selbst, losgelºst von deren Reprªsentanten gedacht, eine sach-
lich nicht eingeschrªnkte Kompetenz zuweisen.

Wer, von negativen Beispielen der Geschichte geleitet, meint, 
sich dieser unumschrªnkten Sachkompetenz der Gesamtb¿r-
gerschaft gegen¿ber skeptisch verhalten zu m¿ssen, sieht 
nicht, dass dieser èVolkssouverªnç im Vergleich zu seinem Vor-
gªnger, dem absolutistischen, zur Willk¿r neigenden Einmann-
Souverªn auf nat¿rlichste Weise schon gebªndigt ist: indem er, 
wenn ¿berhaupt, nur auf der Basis des kleinsten gemeinsamen 
Nenners sich artikulieren kann.

Oder der kritische Zeitgenosse hat solche abschreckenden Bei-
spiele vor Augen, wo eine Regierung sich die sog. Volkssouve-
rªnitªt angeeignet, d.h. dem Volk abgenommen hat. Dann ist er 
mit seinem Vorstellungsleben nicht mehr im Modell der Volks-
souverªnitªt, sondern deren Verfªlschung [siehe das èplebiszi-
tªre Kaisertumç Napoleons und andere Abwandlungen dessel-
ben, die èVolksbefragungenç oder èVolksabstimmungenç Hit-
lers etc.].

Rousseau warnte daher nicht umsonst davor, sich der Illusi-
on hinzugeben, als kºnne man den Gemeinwillen, das Kern-
st¿ck der inneren Souverªnitªt, è¿bertragenç. In die Hªnde 
von Einzelnen oder Gruppen gelangt, kann eine solche Kom-
petenz verhªngnisvoll werden. Heilsam ist sie nur, wenn sie bei 
der Gesamtheit bleibt und von dieser verlebendigt, d. h. èaus-
ge¿btç wird. Dies ist wiederum nur auf dem Gebiet der Gesetz-
gebung mºglich; allgemein gesprochen: Nur die Gesetzgebung 
ist èdemokratiefªhigç.
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Wer mºchte sich unter diesen Umstªnden als Einzelner beru-
fen oder berechtigt f¿hlen, eine Einschrªnkung der Sachberei-
che deýnieren oder abstecken zu wollen?
Wenn alle ï oder eine Mehrheit ï meinen, dass die Regelung A 
besser sei als die Regelung B, so ist dar¿ber hinaus nicht ein-
zusehen, warum der Gemeinschaft die Lebenserfahrung mit A 
erspart bleiben solle. Es bleibt ihr ja, wenn sie Reprªsentanten 
beruft, auch nicht erspart, mit den Fehlern, welche diese ma-
chen, zu leben bevor sie u. U. nach Jahren erst die Mºglichkeit 
hat, eine andere Regierung zu wªhlen. Hier aber werden wenn 
schon Fehler immer nur an einer bestimmten Stelle gemacht, 
nie in Bezug auf die Vergabe der ganzen Staatsgewalt. Die Ge-
sellschaft macht also ï so oder so ï nicht zuletzt einen soziaI-
en Lernprozess durch, der seinen Niederschlag im Wandel der 
Rechtsordnungen ýndet. Insofern durchkreuzt oder lªhmt die-
ser Lernprozess weder das Gemeinwohlinteresse, noch den 
Lernprozess der Individuen; die Lernprozesse der Individuen 
setzen vielmehr den des sozialen Ganzen voraus.
c) Das Verfahren ¿ber diese Dreistuýgkeit hat Filterfunktion. 
Es werden nur Angelegenheiten aus dem Bereich der èsozi-
alen [mitmenschlichen] Vernunftç der Allgemeinheit zur Ent-
scheidung vorgelegt. Eine Materie, die zu viel organisatorische 
oder technologische Expertenkenntnis enthªlt, wird ausgeson-
dert, da diese nicht mehrheitsfªhig ist, und so muss sie zur wei-
teren Bearbeitung auf der Ebene der reprªsentativen Organe 
vorangetrieben werden. Dadurch ist der Volksentscheid mate-
riell der ègesellschaftlichen Vernunftç, d.h. demjenigen vorbe-
halten, was nur die Beziehungen der Menschen untereinander 
regelt, also ein reines Instrument zur Konsolidierung und Aus-
gestaltung des Menschenrechts. Nur so kann den technischen 
Zweckrationalitªten [Sachzwªngen] die gesellschaftliche Ratio 
vorgeschaltet, ¿bergeordnet werden. Darin liegt die substantiel-
le Bedeutung des direktdemokratischen Elements.
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4. Ein dergestalt dreigegliederter Gestaltungsprozess ¿ber In-
itiative, Begehren und Entscheid vollzieht den anthropologi-
schen Lebenszusammenhang von Denken, F¿hlen und Wol-
len und sozialisiert diese menschliche Grundgegebenheit. Da-
mit ist auch gesichert, dass der soziale Prozess, der den Zeitge-
nossen hªuýg als amorph und un¿bersichtlich erscheint, in die 
Bahnen des Humanen gelenkt wird und solche Erscheinungs-
formen wie èEmotionalisierungç oder èDemagogisierungç gar 
nicht stattýnden kºnnen. Demagogen betªtigen sich im ¿brigen 
nur dort, wo Staatsgewalt zu erobern ist, nicht hier, wo der B¿r-
ger selbstlos auf die Rechtsordnungen hinzuwirken versucht.
Ă In der Initiative macht eine Rechtsidee ¿berwiegend ihre 
konzeptionell kreative Phase im Denken durch. Ein Gesetz-
entwurf, nicht eine nachtrªglich manipulierbare Fragestellung, 
steht also an. Dies verhindert schon im Ansatz, dass man sich 
emotional oder nur akklamatorisch verhªlt. Es macht vielmehr 
eine Besinnung auf den Gegenstand unumgªnglich, die in der 
Regel nur von den fachlich Qualiýzierten geleistet wird.
Weshalb sollte dort, wo sich auf dieser ersten Stufe 10.000 B¿r-
ger auf ein inhaltliches Konzept einigen m¿ssen, ein Aufeinan-
derzugehen und die vielzitierte Kompromissfªhigkeit nicht ge-
geben sein? Oft bilden sich dann, wenn Einigung in der Sache 
nicht mºglich ist, fruchtbare Alternativlºsungen heraus. Die Be-
hauptung, beim Volksentscheid kºnne nur mit Ja/Nein gestimmt 
werden, geht nicht von dem integralen dreistuýgen Verfahren 
aus, sondern steht im Banne anderer Leitbilder, vor allem der 
frontalen, punktuellen [eben èirgendwie von obenç diktierten] 
Volksabstimmung. Initiativen entwickeln sich gewiss aus Ein-
zelgruppen heraus, also aus der individuellen, ja geradezu pri-
vaten Sphªre eines mehr oder weniger bl¿henden geistigen Le-
bens der Gesellschaft. Solche èreprªsentierenç damit zwar das 
[pluralistische] geistige Leben, noch nicht jedoch die rechtlich-
staatliche Gemeinschaft.
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Wer aber behaupten wollte, dadurch sei den ènicht legitimierten 
Einzelgruppen ein zu hohes Gewichtç oder ein zu groÇer Ein-
þuss eingerªumt, der ¿bersieht, dass die Initiative immer nur ei-
nen Vorschlag dem Ganzen gegen¿ber darstellt, die Gesamt-
heit aber das Bestimmungsrecht aus¿bt, d. h. die Einzelinitia-
tive ja bewusst und willentlich, also èausdr¿cklich legitimiertç; 
die Gesamtheit muss sich den Vorschlag der Einzelgruppen 
erst zu eigen gemacht haben.
Bedenken dieser Art r¿hren aber auch von dem Unverstªndnis 
daf¿r her, dass eine Demokratie jedes Glied der Gesellschaft 
als ein gleichberechtigtes in ihre Reihen aufnimmt. Dies bedeu-
tet nicht, dass Eliten ï de facto ï keine Rollen zu spielen hªtten 
oder ¦berzeugungswettbewerbe von Eliten nicht gerade zu die-
sem plebiszitªren Prozess gehºrten, sofern sie noch zum Volk 
gehºren wollen; vielmehr wird durch dieses Verfahren den Eli-
ten ¿berhaupt erst wieder Anerkennung und Entfaltungsmºg-
lichkeit f¿r die Gestaltungen im politischen Raum erschlossen. 
Sie ¿ben ï de jure ï das Vorschlagsrecht wie jedermann aus.
Ă Auf der Stufe des Begehrens soll durch einen noch freilas-
senden Appell an die B¿rgerschaft die Notwendigkeit des Anlie-
gens erf¿hlt werden. Hier tritt besonders in Erscheinung, dass 
ein soziales Urteil aus dem Innern des gesellschaftlichen Or-
ganismus zustandekommen muss dar¿ber, ob der Gemeinwille 
die anstehende Frage annehmen will. Die Verwaltung hat daher 
hier die hoheitliche Aufgabe, erfolgreiche Volksinitiativen freilas-
send und selbst neutral der B¿rgerschaft ¿ber die Massenmedi-
en zur Kenntnis zu bringen und die Unterschriftenlisten f¿r das 
Volksbegehren bereitzustellen.
Wer mºchte unter dieser Voraussetzung etwas dagegen ein-
wenden, dass Informationsþuss und soziale Urteilsbildung 
sachgemªÇ stattýnden kºnnen und dass die Wirtschaftsmacht 
der Medien auf diese Notwendigkeit durch die entsprechende 
gesetzliche Verpþichtung zu fairer Berichterstattung ausdr¿ck-
lich hingewiesen wird? Die in den Kernpunkten einer k¿nftigen 
Regelung des direktdemokratischen Prozesses vorgesehene 
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Medienbedingung [Art. 60,5 neue Fassung], also die Verantwor-
tung der Medien f¿r die Urteilsbildung der B¿rgerschaft in Ver-
bindung mit deren Recht auf vollstªndige Information, kann je-
dem B¿rger nur einleuchten, ja wird als Selbstverstªndlichkeit, 
nicht erst als ein Resultat aus den Bestimmungen des Grund-
gesetzes Artikel 5 und Artikel 14 Abs. 2 empfunden werden.
In einem solchen Rahmen kºnnen B¿rger ï von auÇen freige-
lassen, von innen ihrem ureigensten Impuls gehorchend, also 
aus echtem freiem Willen und aus Einsicht ï einen individuellen 
Beitritt zu den zustandegekommenen Volksinitiativen vollziehen 
oder auch verweigern. So bringt eine qualiýzierte B¿rgerschaft 
das Anliegen auf die Stufe des erfolgreichen Volksbegehrens.
Ă Der eigentliche Volksentscheid ist schlieÇlich diejenige Stu-
fe, in der die Gesamtb¿rgerschaft hauptsªchlich in ihrem Wol-
len angesprochen wird, wo aber eben auch das Gewicht der 
Verantwortung f¿r den Einzelnen besonders sp¿rbar wird.
Hier ýndet wohl eine Ja/Nein-Entscheidung statt, doch un-
terscheidet sich dies nicht von einem parlamentarischen Be-
schluss, obwohl dies immer wieder behauptet wird; sie haftet 
jeder Entscheidung als solcher an.
Erst jetzt taucht auch die Frage nach dem Mehrheitsprinzip auf. 
Indem ein Appell an das Ganze erfolgt, richtet sich dieser zu-
nªchst auf die Einholung des vollen Konsenses und seinem An-
spruch nach auf die Feststellung des gemeinsamen Willens 
schlechthin. Mehrheit ist hier lediglich Ausdruck daf¿r, die unte-
re Deýnitionsgrenze dieses Willens festzuhalten [in dem Sinne, 
dass èbei 51% man gerade noch, aber eben knapp, vom Ge-
meinwillen soll sprechen d¿rfenç]. Man strebt hier nicht die blo-
Çe Mehrheit an. Die Mehrheit als Ausdruck des Gemeinwillens 
ist nur dadurch und dann zu rechtfertigen, dass und wenn die 
ersten beiden Stufen ihre Filterfunktion haben aus¿ben kºnnen 
und wenn nur noch ein Recht im Sinne einer mºglichen Verein-
barung, ohne technische Sachzwªnge, ansteht. [Aus dem sozi-
alen Organismus heraus ist ontologisch nur das ein Recht, was 
auf einer Vereinbarung beruhen kºnnte, vereinbarungsfªhig ist. 
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Eine Spezialistenfrage ist es also dort nicht]. Erst auf dieser Platt-
form, wo jedes èNicht-Rechtç herausgeýltert ist, hat das Mehr-
heitsvotum eine G¿ltigkeit und substantielle Rechtfertigung.
Bei der Volksabstimmung entscheidet also die Mehrheit der Ab-
stimmenden. Der Willenseinschlag auf dieser Stufe f¿hrt dazu, 
dass nicht mehr allein die Stimmberechtigten die B¿rgerschaft 
bilden, sondern diejenigen, welche von ihrem Mitbestimmungs-
recht auch èGebrauch machenç.
5. Wenn also die Initiative von den Sachverstªndigen [èEliteç] 
in die Wege geleitet, das Begehren von der wachsamen B¿r-
gerschaft [èAktivb¿rgerschaftç] befºrdert wird, stehen auf der 
Stufe des Entscheids ènur nochç die von der Gesetzespþicht 
Betroffenen [= èalleç Stimmberechtigen] auf dem Plan. So ist 
die plebiszitªre die ausgewogenste Entscheidungsýndung und 
kann als das Kernst¿ck der Demokratie betrachtet werden.

Zusammenfassung
1. Der dreistuýge plebiszitªre Prozess ist in keiner Phase 
auf Akklamation, sondern immer auf individuelle Beitritte 
abgestellt.
2. Dieser Prozess appelliert in keiner Phase an bloÇe Emo-
tionen, sondern stellt die politische Entscheidung auf das 
¿berschaubare Feld einer rationalen Einzelentscheidung.
3. Der dreistuýge plebiszitªre Prozess ist nicht ein Abruf un-
reþektierter Meinungen oder Launen [wie bei der Demosko-
pie], sondern fordert zu einem sozialen Gestaltungsprozess 
heraus, der seinem Wesen nach und gerade dank der gro-
Çen Zahl der Menschen und deren Anonymitªt sich inhalt-
lich nur auf die gesellschaftliche Vernunft erstrecken kann.
4. Das dreistuýge Verfahren durchmisst den anthropologi-
schen Dreischritt von Denken, F¿hlen und Wollen und ver-
mittelt diese Strukturierung an die Gesellschaft. Es verleiht 
somit dem sozialen Ganzen erst das Menschenbild der 
Vollb¿rgerschaft.
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Erster Anhang
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Zweiter Anhang
Gesetzesinitiativen der Parteien

1998 bis zur Gegenwart 

12. Wahlperiode
¶ GesEntw SPD 24.03.1998 Drs 12/2666     38      
¶ BeschlEmpf und Bericht StªndA 09.07.1998 Drs 12/3038     41

13. Wahlperiode
¶ GesEntw SPD 06.08.2002 Drs 13/1246     43
¶ BeschlEmpf und Bericht StªndA 23.10.2003 Drs 13/2521     49

14. Wahlperiode
¶ GesEntw SPD und GR¦NE 30.08.2010 Drs 14/6866     53
¶ Mittlg LtgPrªs 18.10.2010 Drs 14/7072     60
¶ BeschlEmpf und Bericht StªndA 09.12.2010 Drs 14/7318     67

15. Wahlperiode
¶ GesEntw GR¦NE und SPD 07.07.2011 Drs 15/216     70
¶ BeschlEmpf und Bericht StªndA 14.07.2011 Drs 15/245     73
¶ Beschl 2. Beratung 20.07.2011 Drs. 15/293     80

Diese Dokumente und die jeweils damit verbundenen Parla-
mentsdebatten sind ¿ber www.demokratie-initiative21.de/
petition-volksrechte/dokumente zugªnglich. 
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Landtag von Baden-W¿rttemberg Drucksache 13 / 1246
13. Wahlperiode 06. 08. 2002 

Gesetzentwurf
der Fraktion der SPD

Gesetz zur  nderung der Verfassung 
des Landes Baden-W¿rttemberg 

A. Zielse tzung 

Zur Stªrkung der demokratischen Mitwirkungsmºglichkeiten des Volkes 
sollen die Voraussetzungen f¿r Volksbegehren und Volksabstimmungen 
vereinfacht werden. 

B.Wesent l icher  Inhal t  

Das vorliegende Gesetz sieht die Einf¿hrung einer Volksinitiative vor. Sie 
kommt zu Stande, wenn f¿nfzigtausend Stimmberechtigte es verlangen. 
Dar¿ber hinaus soll das Quorum f¿r ein erfolgreiches Volksbegehren von 
gegenwªrtig mindestens einem Sechstel auf f¿nf vom Hundert der Stimmbe-
rechtigten reduziert werden. 

Ferner ist vorgesehen, dass bei Volksabstimmungen allein die Mehrheit der 
abgegebenen g¿ltigen Stimmen entscheiden soll, wenn sich mindestens 
zwanzig vom Hundert der Stimmberechtigten an der Abstimmung beteiligt 
haben.

Bei verfassungsªndernden Gesetzentw¿rfen soll eine Zwei-Drittel-Mehrheit 
der Abstimmenden ausreichen, wenn sich mindestens vierzig vom Hundert 
der Stimmberechtigten an der Abstimmung beteiligt haben. 

C.  Alternat iven 

Beibehaltung des unbefriedigenden jetzigen Zustands. 

D.Kosten

Durch das Gesetz werden keine zusªtzlichen Kosten verursacht. 

Eingegangen: 06. 08. 2002 / Ausgegeben: 15. 08. 2002 
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Der Landtag wolle beschlieÇen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen: 

Gesetz zur  nderung der Verfassung 
des Landes Baden-W¿rttemberg 

Artikel 1  
 nderung der Landesverfassung 

Die Verfassung des Landes Baden-W¿rttemberg vom 
11. November 1953 (GBl. S. 173), zuletzt geªndert 
durch Gesetz vom 23. Mai 2000 (GBl. S. 449), wird 
wie folgt geªndert: 

1. In Artikel 59 Abs. 1 wird das Wort ĂVolksbegeh- 
ren" durch das Wort ĂVolksinitiative" ersetzt. 

2. Artikel 59 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. Artikel 60 wird neu gefasst: 

ĂArtikel 60 (Volksinitiative, Volksbegehren, Volks- 
abstimmung) 

(1) F¿nfzigtausend Stimmberechtigte kºnnen den 
Landtag mit einem ausgearbeiteten und mit Gr¿n- 
den versehenen Gesetzentwurf befassen. Die Ver- 
trauensleute der Volksinitiative haben das Recht auf 
Anhºrung. Die Volksinitiative ist von der Regie 
rung mit ihrer Stellungnahme unverz¿glich dem 
Landtag zu unterbreiten. 

(2) Kommt innerhalb von acht Monaten das bean- 
tragte Gesetz nicht zu Stande, kºnnen die Vertrau- 
ensleute der Volksinitiative die Durchf¿hrung eines 
Volksbegehrens einleiten. 

(3) Hªlt die Landesregierung oder ein Drittel der 
Mitglieder des Landtags das beantragte Gesetz f¿r 
verfassungswidrig, ist die Entscheidung des Staats- 
gerichtshofs einzuholen. 

(4) Das Volksbegehren ist zu Stande gekommen, 
wenn ihm 5 vom Hundert der Stimmberechtigten 
innerhalb von 6 Monaten zugestimmt haben. 

(5) Die Regierung kann ein vom Landtag beschlos- 
senes Gesetz vor seiner Verk¿ndung zur Volksab- 
stimmung bringen, wenn ein Drittel der Mitglieder 
des Landtags es beantragt. Die angeordnete Volks- 
abstimmung unterbleibt, wenn der Landtag mit 
Zweidrittelmehrheit das Gesetz erneut beschlieÇt. 

2
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(6) Wenn ein Drittel der Mitglieder es beantragt, 
kann die Regierung eine von ihr eingebrachte, aber 
vom Landtag abgelehnte Gesetzesvorlage zur Ab- 
stimmung bringen. 

(7) Der Antrag nach Absatz 2 und 3 ist innerhalb 
von zwei Wochen nach der Schlussabstimmung zu 
stellen. Die Regierung hat sich innerhalb von zehn 
Tagen nach Eingang des Antrags zu entschieden, ob 
sie die Volksabstimmung anordnen will. 

(8) Bei der Volksabstimmung entscheidet die Mehr- 
heit der abgegebenen Stimmen. Das Gesetz ist be- 
schlossen, wenn die Mehrheit der Abstimmenden 
zustimmt und mindestens zwanzig vom Hundert 
der Stimmberechtigten sich an der Abstimmung be- 
teiligt haben. 

(9) ¦ber Abgabengesetze, Besoldungsgesetze und 
das Staatshaushaltsgesetz findet keine Volksinitia- 
tive und keine Volksabstimmung statt." 

4. Artikel 64 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt geªndert: 

ĂDas verfassungsªndernde Gesetz ist beschlossen, 
wenn zwei Drittel der Abstimmenden zustimmen 
und mindestens vierzig vom Hundert der Stimmbe-
rechtigten sich an der Abstimmung beteiligt ha-
ben."

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2003 in Kraft. 

06. 08. 2002 

Drexler, Birzele, Bebber 
und Fraktion 

3
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Begr¿ndung
A. Allgemeine Begr¿ndung

Demokratie ist auf aktive, interessierte und verantwortungsbewusste B¿rge-
rinnen und B¿rger angewiesen. Das Ziel der stªrkeren Partizipation der B¿r-
gerinnen und B¿rger an staatlichen Entscheidungsprozessen war bereits im 
Jahr 1972 Anlass f¿r die SPD-Fraktion, f¿r die Ausweitung der Rechte der 
Volksgesetzgebung und die Einf¿hrung eines Volksbegehrens initiativ zu 
werden. Durch das Gesetz vom 16. Mai 1974 wurden die Rechte der Volks-
gesetzgebung in Artikel 59, 60 und 64 Abs. 3 Landesverfassung (LV) 
wesentlich ausgebaut und das Volksbegehren eingef¿hrt. 

Die verfassungsrechtlichen H¿rden f¿r die Volksgesetzgebung haben sich je-
doch als zu hoch erwiesen, wie der Vergleich zu anderen Bundeslªndern 
zeigt. Die positiven Erfahrungen in anderen Bundeslªndern und die Bem¿-
hungen auf Bundesebene zur Einf¿hrung von Volksinitiative, Volksbegehren 
und Volksentscheid in das Grundgesetz lassen es daher angebracht erschei-
nen, die Voraussetzungen in der baden-w¿rttembergischen Landesverfassung 
so anzupassen, dass es auch in Baden-W¿rttemberg zuk¿nftig ernsthafte Ver-
suche zur Durchf¿hrung eines Volksbegehrens und Volksentscheids geben 
kann und es nicht bei bloÇen ºffentlichen Ank¿ndigungen bleiben wird. Mit 
der Einf¿hrung der Volksinitiative soll ein dreistufiges Verfahren geschaffen 
werden, wie es bereits in anderen Bundeslªndern erfolgreich praktiziert wird. 

In diesem Sinne spricht sich auch die Enquete-Kommission ĂZukunft des 
B¿rgerschaftlichen Engagements" des 14. Bundestages aus, die empfiehlt, 
Beteiligungsrechte zu stªrken und neue Beteiligungsmºglichkeiten zu schaf-
fen (Bericht der Enquete-Kommission ĂZukunft des B¿rgerschaftlichen En-
gagements", Bundestags-Drucksache, 14/8900, Seite 8). 

Ein Mehr an direkter B¿rgerbeteiligung f¿hrt auch zur Festigung und Bele-
bung der parlamentarischen Demokratie. 

B. Einzelbegr¿ndung 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 - Artikel 59 Abs. 1 

Die  nderung wird durch die Einf¿hrung der Volksinitiative erforderlich. 

Zu Nummer 2 - Artikel 59 Abs. 2 

Die Regelungen zu Volksinitiative, Volksbegehren und Volksabstimmung 
werden insgesamt in Art. 60 neu gefasst. 

Zu Nummer 3 - Artikel 60 

1. Artikel 60 Abs. 1 

Mit der Einf¿hrung der Volksinitiative sollen die demokratischen Mitwir-
kungsrechte der B¿rgerinnen und B¿rger des Landes um ein weiteres Ele-
ment erweitert werden. 

Nur ein ausgearbeiteter und begr¿ndeter Gesetzentwurf kann Gegenstand 
einer Volksinitiative sein. BloÇe Handlungsauftrªge oder reine Zielvorga-
ben an das Parlament sind ausgeschlossen. 

4
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Ein Quorum von f¿nfzigtausend Stimmberechtigten ist sinnvoll, um einer-
seits die Arbeitsfªhigkeit des Parlaments weiterhin sicherzustellen, aber 
andererseits auch den B¿rgerinnen und B¿rgern aussichtsreiche Mºglich-
keiten zu geben, den Landtag mit Sachfragen zu befassen. 

2. Artikel 60 Abs. 2 

Sobald die Volksinitiative eine in die Zustªndigkeit des Landes fallende 
Gesetzesvorlage in den Landtag eingebracht hat, ist dieser verpflichtet, 
sich mit ihr zu befassen. 

Eine durch Volksinitiative ausgelºste Debatte kann schon auf dieser Stufe 
zu einem vom Parlament beschlossenen Gesetz f¿hren, welches das Anlie-
gen der Initiative aufgreift. Wenn das von der Initiative beantragte Gesetz 
nicht innerhalb von acht Monaten zu Stande kommt, kºnnen die Vertrau-
ensleute der Volksinitiative die Durchf¿hrung eines Volksbegehrens einlei-
ten. 

3. Artikel 60 Abs. 3 

Bereits ab Einleitung des Volksbegehrens unterliegt der Gesetzentwurf der 
verfassungsgerichtlichen Kontrolle. Diese vorgezogene Normenkontrolle 
gewªhrleistet, dass verfassungswidrige Entw¿rfe schon vor Durchf¿hrung 
des aufwªndigen Volksbegehrens gestoppt werden. 

Zweck der antizipierten Normenkontrolle ist es auch, den weiteren Verfah-
rensgang von verfassungsrechtlichen Streitigkeiten zu entlasten und der 
Enttªuschung vorzubeugen, die bei der Verwerfung eines volksbegehrten 
oder -beschlossenen Gesetzes zu einem spªteren Zeitpunkt entst¿nde. 

4. Artikel 60 Abs. 4 

Das Volksbegehren ist der eigentliche Test f¿r die Relevanz des 
Gesetzentwurfs und f¿r die Akzeptanz bei den B¿rgerinnen und B¿rgern 
des Landes. 

Bislang ist f¿r das Zustandekommen eines Volksbegehrens ein Quorum 
von mindestens einem Sechstel der Wahlberechtigten erforderlich. Durch 
die Herabsetzung des Quorums auf f¿nf vom Hundert der Stimmberechtig-
ten wird eine formale Voraussetzung erleichtert. Bei gegenwªrtig rund 
7,3 Millionen Wahlberechtigten landesweit (Stand Landtagswahl 2001) 
wird die Zahl der notwendigen Unterst¿tzerunterschriften von rund 
1,2 Millionen auf rund 365.000 abgesenkt. Dieses Quorum entspricht dem 
vorgeschlagenen Quorum auf Bundesebene. 

Durch die Erleichterung des Verfahrens f¿r ein Volksbegehren wird der 
grundsªtzliche Vorrang des parlamentarischen Gesetzgebers und das 
System der mittelbaren Demokratie (Artikel 23 Abs. 1 und Artikel 25 Abs. 
1 LV) nicht in Frage gestellt. 

3. Artikel 60 Abs. 5 bis Abs. 7 

Artikel 60 Abs. 5 bis Abs. 7 entsprechen den bisherigen Regelungen des 
Artikel 60 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4. 

4. Artikel 60 Abs. 8 

Ein Gesetz soll durch Volksabstimmung bereits dann beschlossen sein, 
wenn die Mehrheit der abgegebenen Stimmen f¿r dieses Gesetz votiert 
und sich mindestens zwanzig vom Hundert der Stimmberechtigten an der Ab- 
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stimmung beteiligt haben. Damit soll das Zustimmungsquorum von bisher 
einem Drittel wegfallen. 

Das zusªtzliche Erfordernis, dass sich mindestens zwanzig vom Hundert 
der Stimmberechtigten an der Abstimmung beteiligt haben m¿ssen, 
verhindert, dass sich partikulare Sonderinteressen einer kleinen Minderheit 
durchsetzen kºnnen. Dar¿ber hinaus wird gewªhrleistet, dass das Abstim-
mungsergebnis nicht durch Hinweis auf eine zu geringe Beteiligung in 
Frage gestellt werden kann. 

Die erhºhten Quoren bei einer Landtagsauflºsung nach Artikel 43 Abs. 2 
LV bleiben hiervon unber¿hrt. 

5. Artikel 60 Abs. 9 

Die Regelung des Art. 60 Abs. 9 entspricht der bisherigen Regelung in Ar-
tikel 60 Abs. 6 und sollte auch weiterhin ï unter Erweiterung auch auf die 
Volksinitiative ï beibehalten werden. 

Zu Nummer 4 ï Artikel 64 Abs. 3 Satz 3 

Nach der zur Zeit geltenden Landesverfassung kommt ein verfassungsªn-
derndes Gesetz zu Stande, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten zu-
stimmt. Dieses Quorum ist ebenfalls zu hoch und verhindert eine stªrkere 
Einbindung der B¿rgerinnen und B¿rger in die demokratischen Prozesse. 

Ein verfassungsªnderndes Gesetz soll bereits dann beschlossen sein, wenn eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit der abgegebenen Stimmen f¿r das Gesetz votiert und 
sich mindestens vierzig vom Hundert der Stimmberechtigten an der Abstim-
mung beteiligt haben. Der Gesetzentwurf ber¿cksichtigt dabei insbesondere, 
dass f¿r Verfassungsªnderungen grundsªtzlich hºhere Quoren gelten m¿ssen, 
um einen mºglichst breiten Konsens in der Gesellschaft herzustellen. Die 
Zwei-Drittel-Mehrheit entspricht dabei der geforderten qualifizierten Mehr-
heit im parlamentarischen Verfahren. 

Zu Artikel 2 

Es soll gewªhrleistet werden, dass das noch in einem separaten Gesetzge-
bungsverfahren zu ªndernde Gesetz ¿ber Volksabstimmung und Volksbegeh-
ren entsprechend in Kraft treten kann. 
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